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Entscheidungsdatum

24.08.2022
Norm

BFA-VG §22a Abs1
BFA-VG 822a Abs3

B-VG Art133 Abs4

FPG 8§76

VWGVG 8§35

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. BFA-VG 8 223 heute

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
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FPG § 76 glltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018
FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
FPG § 76 glltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
FPG § 76 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
FPG & 76 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
FPG & 76 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
FPG § 76 giltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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. VWGVG 8§ 35 heute
2. VWGVG 8§ 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VwWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch

’

G309 2256718-1/18E
Schriftliche Ausfertigung des am 13.07.2022 mundlich verkindeten Erkenntnisses:
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER Uber die Beschwerde des XXXX ,
geboren am XXXX , Staatsangehorigkeit: Nigeria, vertreten durch BBU (Bundesagentur fir Betreuungs- und
Unterstitzungsleistungen GmbH) und Rechtsanwalt Dr. Gregor KLAMMER, gegen die Anhaltung in Schubhaft seit
17.05.2022 sowie gegen die fortdauernde Anhaltung in Schubhaft zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt
durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER Uber die Beschwerde des romisch 40, geboren am rdmisch 40,
Staatsangehorigkeit: Nigeria, vertreten durch BBU (Bundesagentur fur Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen
GmbH) und Rechtsanwalt Dr. Gregor KLAMMER, gegen die Anhaltung in Schubhaft seit 17.05.2022 sowie gegen die
fortdauernde Anhaltung in Schubhaft zu Recht:

A)

l. Die Beschwerde wird als unbegrindet abgewiesenrémisch eins. Die Beschwerde wird als unbegrindet

abgewiesen.

Il. Es wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fiir die Fortsetzung der Schubhaft mafgeblichen
Voraussetzungen vorliegen.romisch zwei. Es wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fiur die

Fortsetzung der Schubhaft mal3geblichen Voraussetzungen vorliegen.

lll.  Die beschwerdefiihrende Partei hat dem Bund (Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl) Aufwendungen in Héhe
von 426,20 Euro binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.romisch drei. Die beschwerdefiihrende
Partei hat dem Bund (Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl) Aufwendungen in Hohe von 426,20 Euro binnen zwei

Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgriinde:
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I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Der BF reiste zu einem nicht ndher bekannten Zeitpunkt mit einem bis 18.06.2022 guiltigen italienischen
Aufenthaltstitel sowie einem gultigen Reisepass in das Bundesgebiet ein.

2. Am 13.02.2022 wurde der BF aufgrund des dringenden Verdachts des unerlaubten Umgangs mit Suchtmitteln
festgenommen und in die Justizanstalt XXXX eingeliefert, wo Gber ihn am 15.02.2022 die Untersuchungshaft verhangt
wurde.2. Am 13.02.2022 wurde der BF aufgrund des dringenden Verdachts des unerlaubten Umgangs mit Suchtmitteln
festgenommen und in die Justizanstalt romisch 40 eingeliefert, wo Uber ihn am 15.02.2022 die Untersuchungshaft
verhangt wurde.

3. Der BF wurde mit Urteil des Landesgerichts fur Strafsachen XXXX vom XXXX .04.2022 wegen gewerbsmaRigen
unerlaubten Umgang mit Suchtgiften zu einer Freiheitsstrafe von zwdlf Monaten, davon acht Monate bedingt,
verurteilt. Das Urteil ist in Rechtskraft erwachsen.3. Der BF wurde mit Urteil des Landesgerichts flr Strafsachen
réomisch 40 vom rémisch 40.04.2022 wegen gewerbsmaRligen unerlaubten Umgang mit Suchtgiften zu einer

Freiheitsstrafe von zwolf Monaten, davon acht Monate bedingt, verurteilt. Das Urteil ist in Rechtskraft erwachsen.

4. Mit Bescheid des BFA vom 14.05.2022 wurde dem BF ein Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswirdigen Grande
nicht erteilt und gegen den BF eine Ruckkehrentscheidung in Verbindung mit einem auf finf Jahre befristeten
Einreiseverbot erlassen. Weiters wurde festgestellt, dass die Abschiebung des BF nach Nigeria zulassig ist, es wurde

keine Frist flr die freiwillige Ausreise eingerdumt und der Beschwerde die aufschiebende Wirkung aberkannt.

5. Mit Bescheid des BFA vom 17.05.2022 wurde nach Entlassung aus der Strafhaft Gber den BF die Schubhaft zum
Zwecke der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme sowie zur Sicherung der

Abschiebung angeordnet.
6. Mit Eingabe vom 18.05.2022 beantragte der BF die unterstutzte freiwillige Rickkehr nach Nigeria.

7.1m Stande der Schubhaft stellte der BF am 20.05.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz. Dieser Antrag wurde
mit Bescheid des BFA vom 05.07.2022, GZ: XXXX vollinhaltlich abgewiesen und einer etwaigen Beschwerde die
aufschiebende Wirkung aberkannt.7. Im Stande der Schubhaft stellte der BF am 20.05.2022 einen Antrag auf
internationalen Schutz. Dieser Antrag wurde mit Bescheid des BFA vom 05.07.2022, GZ:roémisch 40 vollinhaltlich

abgewiesen und einer etwaigen Beschwerde die aufschiebende Wirkung aberkannt.

8. Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts zu GZ: 1419 2256143-1/7E, vom 27.06.2022, wurde die Beschwerde
gegen den Bescheid vom 14.05.2022 (siehe Punkt 4.) als unbegrindet abgewiesen.

9. Am 06.07.2022 brachte der BF im Wege seiner rechtsfreundlichen Vertretung eine Schubhaftbeschwerde gegen die
Anhaltung in Schubhaft ab dem 17.05.2022 ein.

10. Am 13.07.2022 fand eine miundliche Verhandlung statt, an welcher der BF, sein Rechtsvertreter und eine

Dolmetscherin teilnahmen. Nach Schluss der Verhandlung wurde das gegenstandliche Erkenntnis mandlich verkindet.
11. Am 25.07.2022 langte ein Antrag des BF auf Ausfertigung des Erkenntnisses ein.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1. Der BF heif3t XXXX, ist am XXXX in XXXX , Nigeria geboren, und ist Staatsangehoriger von Nigeria. Der BF ist im
Besitz eines bis 2025 gultigen Reisepasses. 1.1. Der BF heil3t romisch 40, ist am rémisch 40in rémisch 40, Nigeria

geboren, und ist Staatsangehdriger von Nigeria. Der BF ist im Besitz eines bis 2025 gultigen Reisepasses.

1.2. Der BF ist gesund, ledig und kinderlos. Er beantragte im Oktober 2016 in Italien erfolglos internationalen Schutz. Er
erhielt jedoch in Italien eine Aufenthaltsgenehmigung mit Erlaubnis zur selbstandigen Arbeit (Permesso di Soggiorno),
welche bis 18.06.2022 gultig war.

1.3. Der BF reiste zu einem nicht ndher bekannten Zeitpunkt mit einem (damals) glltigen italienischen Aufenthaltstitel

nach Osterreich ein.

1.4. Der BF wurde mit Urteil des Landesgerichts fur Strafsachen XXXX vom XXXX .04.2022 wegen des gewerbsmaRigen

unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften zu einer Freiheitsstrafe vom zwolf Monaten, davon acht Monate bedingt,



Probezeit 3 Jahre, rechtskraftig verurteilt.1.4. Der BF wurde mit Urteil des Landesgerichts fur Strafsachen romisch 40
vom romisch 40 .04.2022 wegen des gewerbsmaRigen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften zu einer Freiheitsstrafe
vom zwolf Monaten, davon acht Monate bedingt, Probezeit 3 Jahre, rechtskraftig verurteilt.

1.5. Gegen den BF besteht eine rechtskraftige Rickkehrentscheidung samt ein auf die Dauer von 5 Jahren befristeten
Einreiseverbot.

1.6. Mit Bescheid des BFA vom 17.05.2022 wurde Uber den BF die Schubhaft zum Zwecke der Sicherung des
Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeenden Maf3nahme und zur Sicherung der Abschiebung gemal3 § 76 Abs. 2
Z 2 FPG angeordnet. Der BF befindet sich seit 17.05.2022, 20:35 Uhr in Schubhaft, die derzeit im Polizeianhaltezentrum
in XXXX vollzogen wird.1.6. Mit Bescheid des BFA vom 17.05.2022 wurde Uber den BF die Schubhaft zum Zwecke der
Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeenden MaBnahme und zur Sicherung der Abschiebung
gemal’ Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG angeordnet. Der BF befindet sich seit 17.05.2022, 20:35 Uhr in Schubhaft,
die derzeit im Polizeianhaltezentrum in rémisch 40 vollzogen wird.

1.7. Am 20.05.2022 stellte der BF im Stande der Schubhaft in Osterreich erstmals einen Antrag auf internationalen
Schutz. Verfahrensgegenstandlich kann begrindet angenommen werden, dass der Antrag zur Verzdgerung der
Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme gestellt wurde, und wurde dies von der belangten Behérde
auch mittels eines Aktenvermerkes dokumentiert. Mit Bescheid vom 05.07.2022 wurde das Verfahren Uber einen
Antrag auf internationalen Schutz in erster Instanz negativ abgeschlossen. Zuvor hatte der BF am 19.05.2022 die
unterstltzte freiwillige Ruckkehr nach Nigeria beantragt, die auch genehmigt wurde.

1.8. Der BF verflgt Uber keine ausreichenden finanziellen Mittel zur Bestreitung seines weiteren Aufenthaltes in
Osterreich. Er verfiigt in Osterreich seit 01.06.2021 (ber keinen ordentlichen Wohnsitz und lebte bis zu seiner
Festnahme durch die Kriminalpolizei am 13.02.2022 im Verborgenen. Der BF hat keine Angehdrigen im Bundesgebiet,
jedoch eine Freundin, von welcher er nur den Vornamen und keine konkrete Adresse weil3.

1.9. Es wird festgestellt, dass der BF bislang nicht freiwillig aus dem Bundesgebiet ausgereist ist und angekindigt hat,
dass er nicht freiwillig zurtick nach Nigeria reisen méchte, sondern vielmehr, trotz Kenntnis, dass er Uber keinen
Aufenthaltstitel fUr Italien mehr verfiigt, nach Italien reisen mdchte.

1.10. Die zeitnahe Abschiebung des BF in den Herkunftsstaat nach Abschluss des Asylverfahrens innerhalb der
héchstmoglichen Schubhaftdauer von 10 Monaten ist sehr wahrscheinlich, da der BF Uber einen glltigen Reisepass
verflgt, und RuUckfihrungen nach Nigeria in Form von Charterfligen, als auch in Form von EinzelrtckfUhrungen,
regelmaRig stattfinden.

2. Beweiswurdigung:

Der oben angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt den
vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des BVwWG.

Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht in der mindlichen
Verhandlung und auf Grund der vorliegenden Akten durchgeflhrten Ermittlungsverfahrens und werden in freier
Beweiswirdigung der gegenstandlichen Entscheidung als maRRgeblicher Sachverhalt zugrunde gelegt:

Die im Spruch angefiihrte Identitdt (Namen und Geburtsdatum) und die angeflhrte Staatsangehorigkeit, die
Feststellungen zum Reisepass beruhen auf den von der belangten Behdrde getroffenen Feststellungen.

Die weiteren Feststellungen ergeben sich aus dem unzweifelhaften und unbestritten gebliebenen Akteinhalt sowie aus
der abgefihrten mindlichen Verhandlung.

Der BF hat familidre Bezugspunkte in Osterreich weder behauptet noch belegt. Er gab an, dass er in Wien eine
Freundin habe, von dieser weil er lediglich den Vornamen und die Stral3e, in welcher sie wohnt (Protokoll mindliche
Verhandlung, Seite 5). Die Feststellung hinsichtlich fehlender Existenzmittel griinden sich auf entsprechende Angaben
des BF (Seite 6).

Die Feststellungen zur strafgerichtlichen Verurteilung ergeben sich aus den im Verwaltungsakt einliegenden Kopien der
Urteile des LG fur Strafsachen XXXX . Als Grund fur den Verkauf von Drogen gab der BF an, dass er eben Geld zum
Trinken und Rauchen gebraucht habe (Seite 6).Die Feststellungen zur strafgerichtlichen Verurteilung ergeben sich aus


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/76

den im Verwaltungsakt einliegenden Kopien der Urteile des LG fur Strafsachen rémisch 40 . Als Grund fur den Verkauf
von Drogen gab der BF an, dass er eben Geld zum Trinken und Rauchen gebraucht habe (Seite 6).

Aufgrund seines Vorverhaltens und auch der bislang gemachten Angaben, kann im Falle der Entlassung auf freien Ful3
davon ausgegangen werden, dass sich der BF keinesfalls bis zur geplanten Abschiebung zur Verfligung halt, sondern ist
vielmehr mit einem Untertauchen des BF und einer (illegalen) Ausreise nach Italien zu rechnen.

Der BF hat in der Verhandlung ausdrucklich angegeben nicht nach Nigeria zurtckkehren zu wollen.

Der BF stellte am 20.05.2022 im Stande der Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, obwohl er angegeben
hat, eigentlich nicht um Asyl ansuchen zu wollen und zuvor einen Antrag auf unterstltzte Ruckkehr nach Nigeria
eingebracht hatte. Verfahrensgegenstandlich kann angenommen werden, dass der Antrag zur Verzdgerung der
Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme gestellt wurde.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit:

Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte 8 22a des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG),
lautet:Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte Paragraph 22 a, des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFA-VG), lautet:

§ 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wennParagraph 22 a, (1) Der Fremde hat das
Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides, der
Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
3. gegen ihn Schubhaft gemaR dem 8. Hauptstlick des FPG angeordnet wurde.

(1a) Fur Beschwerden gemal3 Abs. 1 gelten die fur Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VWGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behdrde jene Behérde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.(1a) Fir Beschwerden
gemal Absatz eins, gelten die fur Beschwerden gemalR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VWGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behdrde jene Behérde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht dem
Beschwerdefuhrer gemalR § 13 Abs. 3 AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der Beschwerde zu
beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der Frist
gehemmt.(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer
Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht
dem Beschwerdeflihrer gemal} Paragraph 13, Absatz 3, AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der
Beschwerde zu beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen
Ablauf der Frist gehemmt.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/13

Schubhaft verhaltnismaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemiaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat tberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprufen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnisméRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde geméaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulassig."

Das BVwWG ist nach8 22a Abs. 1 Z 3 BFA-VG fur die Entscheidung der gegenstandlichen Beschwerde zustandigDas
BVwWG ist nach Paragraph 22 a, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-VG fur die Entscheidung der gegenstandlichen Beschwerde
zustandig.

Der mit "Schubhaft" betitelte 8§ 76 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), lautetDer mit "Schubhaft" betitelte
Paragraph 76, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), lautet:

"8 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der Schubhaft nicht
durch ein gelinderes Mittel (8 77) erreicht werden kann. Unmdindige Minderjahrige dirfen nicht in Schubhaft
angehalten werden."8 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck
der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (Paragraph 77,) erreicht werden kann. Unmundige Minderjahrige
darfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn

1. dies zur Sicherung des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit gemal3 &8 67 gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,1. dies zur Sicherung des
Verfahrens Gber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die offentliche Ordnung oder Sicherheit gemaR
Paragraph 67, gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme nach dem 8. Hauptsttick
oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismalig ist, oder

3. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen3. die Voraussetzungen des Artikel 28,
Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalBBnahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte
rechtskraftige Ruckkehrentscheidung vorliegt (8 59 Abs. 5), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht entgegen. In den
Fallen des 8 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft eine vom Aufenthalt des
Fremden ausgehende Gefdhrdung der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht voraussetzt.Bedarf es der Erlassung
einer aufenthaltsbeendenden Malinahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte rechtskraftige
Riickkehrentscheidung vorliegt (Paragraph 59, Absatz 5,), so steht dies der Anwendung der Ziffer eins, nicht entgegen.
In den Fallen des Paragraph 40, Absatz 5, BFA-VG gilt Ziffer eins, mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft
eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefahrdung der offentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht

voraussetzt.

(2a) Im Rahmen der VerhaltnismaRigkeitspriufung (Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein
allfélliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter
Berucksichtigung der Schwere der Straftaten das offentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer
Abschiebung den Schutz der personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.(2a) Im Rahmen der

VerhaltnismaRigkeitsprufung (Absatz 2 und Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein allfalliges
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strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter Berucksichtigung
der Schwere der Straftaten das 6ffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der
personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, wenn
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu
berucksichtigen,(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Absatz 2, Ziffer eins, oder 2 oder im Sinne des Artikel 2, Litera n,
Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem
Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird.
Dabei ist insbesondere zu bertcksichtigen,

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme mitwirkt oder die
Ruckkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemaR § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese
Verpflichtung mit Bescheid gemal3 §8 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und
deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) angeordnet worden sind;1a. ob der Fremde eine Verpflichtung
gemal Paragraph 46, Absatz 2, oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemaR
Paragraph 46, Absatz 2 b, auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und deshalb gegen ihn
Zwangsstrafen (Paragraph 3, Absatz 3, BFA-VG) angeordnet worden sind;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend einer
aufrechten Anordnung zur AuBerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits
entzogen hat;

4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser
dem Fremden nicht zukommt;4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins,
Ziffer 23, AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MaRRnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft
befand oder aufgrund & 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme bestand,
insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3,
Ziffer eins bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zustandig ist, insbesondere sofern

a. der Fremde bereits mehrere Antrége auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde
falsche Angaben hieriiber gemacht hat,

b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder

c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder des
bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat
beabsichtigt;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der
Unterkunftnahme gemaR 88 52a, 56, 57 oder 71 FPG, § 38b SPG, § 13 Abs. 2 BFA-VG oder 88 15a oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf
internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MaRBnahme;8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten,
Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der Unterkunftnahme gemafl Paragraphen 52 a,
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56, 57, oder 71 FPG, Paragraph 38 b, SPG, Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG oder Paragraphen 15 a, oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf
internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MalRnahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen familiarer Beziehungen, das Auslben
einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz
eines gesicherten Wohnsitzes.

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaRR§ 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blo kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemal 8 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(4) Die
Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befdnde sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blof3 kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemaR Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als

widerrufen.

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MaRnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der
Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem
Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MalRnahme (Ziffer eins,
oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung
des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrechterhalten werden, wenn Griinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzogerung der Vollstreckung
einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk
festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. 8 11 Abs. 8 und§ 12 Abs. 1 BFA-VG gelten
sinngemaR."(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so
kann diese aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzdgerung der
Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. Paragraph 11, Absatz 8 und Paragraph
12, Absatz eins, BFA-VG gelten sinngemaR."

Der mit "Dauer der Schubhaft" betitelte § 80 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), idgF lautetDer mit "Dauer der
Schubhaft" betitelte Paragraph 80, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), idgF lautet:

§ 80. (1) Das Bundesamt ist verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die Schubhaft so kurz wie mdglich dauert. Die
Schubhaft darf so lange aufrechterhalten werden, bis der Grund fur ihre Anordnung weggefallen ist oder ihr Ziel nicht
mehr erreicht werden kann.Paragraph 80, (1) Das Bundesamt ist verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die Schubhaft
so kurz wie moglich dauert. Die Schubhaft darf so lange aufrechterhalten werden, bis der Grund fur ihre Anordnung
weggefallen ist oder ihr Ziel nicht mehr erreicht werden kann.

(2) Die Schubhaftdauer darf, vorbehaltlich des Abs. 5 und der Dublin-Verordnung, grundsatzlich

1. drei Monate nicht Uberschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen mindigen Minderjahrigen angeordnet wird;
2. sechs Monate nicht Uberschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen Fremden, der das 18. Lebensjahr vollendet
hat, angeordnet wird und kein Fall der Abs. 3 und 4 vorliegt.(2) Die Schubhaftdauer darf, vorbehaltlich des Absatz 5
und der Dublin-Verordnung, grundsatzlich, 1. drei Monate nicht Uberschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen
mundigen Minderjahrigen angeordnet wird;, 2. sechs Monate nicht Uberschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen
Fremden, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, angeordnet wird und kein Fall der Absatz 3 und 4 vorliegt.

(3) Darf ein Fremder deshalb nicht abgeschoben werden, weil Uber einen Antrag gemaf § 51 noch nicht rechtskraftig
entschieden ist, kann die Schubhaft bis zum Ablauf der vierten Woche nach rechtskraftiger Entscheidung, insgesamt
jedoch nicht langer als sechs Monate aufrecht erhalten werden.(3) Darf ein Fremder deshalb nicht abgeschoben
werden, weil Uber einen Antrag gemal Paragraph 51, noch nicht rechtskraftig entschieden ist, kann die Schubhaft bis
zum Ablauf der vierten Woche nach rechtskraftiger Entscheidung, insgesamt jedoch nicht langer als sechs Monate
aufrecht erhalten werden.

(4) Kann ein Fremder deshalb nicht abgeschoben werden, weil
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1. die Feststellung seiner Identitat und der Staatsangehorigkeit, insbesondere zum Zweck der Erlangung eines
Ersatzreisedokumentes, nicht moglich ist,

2. eine fur die Ein- oder Durchreise erforderliche Bewilligung eines anderen Staates nicht vorliegt,
3. der Fremde die Abschiebung dadurch vereitelt, dass er sich der Zwangsgewalt (§ 13) widersetzt, oder
4. die Abschiebung dadurch, dass der Fremde sich bereits einmal dem Verfahren entzogen oder ein

Abschiebungshindernis auf sonstige Weise zu vertreten hat, gefdhrdet erscheint,(4) Kann ein Fremder deshalb nicht
abgeschoben werden, weil, 1. die Feststellung seiner Identitdt und der Staatsangehdrigkeit, insbesondere zum Zweck
der Erlangung eines Ersatzreisedokumentes, nicht méglich ist,, 2. eine fur die Ein- oder Durchreise erforderliche
Bewilligung eines anderen Staates nicht vorliegt,, 3. der Fremde die Abschiebung dadurch vereitelt, dass er sich der
Zwangsgewalt (Paragraph 13,) widersetzt, oder, 4. die Abschiebung dadurch, dass der Fremde sich bereits einmal dem
Verfahren entzogen oder ein Abschiebungshindernis auf sonstige Weise zu vertreten hat, gefahrdet erscheint,

kann die Schubhaft wegen desselben Sachverhalts abweichend von Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 hdéchstens 18 Monate
aufrechterhalten werden.kann die Schubhaft wegen desselben Sachverhalts abweichend von Absatz 2, Ziffer 2 und
Absatz 3, héchstens 18 Monate aufrechterhalten werden.

(5) Abweichend von Abs. 2 und vorbehaltlich der Dublin-Verordnung darf die Schubhaft, sofern sie gegen einen
Asylwerber oder einen Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, angeordnet wurde, bis zum
Zeitpunkt des Eintritts der Durchsetzbarkeit der aufenthaltsbeendenden MaRnahme die Dauer von 10 Monaten nicht
Uberschreiten. Wird die Schubhaft Gber diesen Zeitpunkt hinaus aufrechterhalten oder nach diesem Zeitpunkt
neuerlich angeordnet, ist die Dauer der bis dahin vollzogenen Schubhaft auf die Dauer gemall Abs. 2 oder 4
anzurechnen.(5) Abweichend von Absatz 2 und vorbehaltlich der Dublin-Verordnung darf die Schubhaft, sofern sie
gegen einen Asylwerber oder einen Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, angeordnet
wurde, bis zum Zeitpunkt des Eintritts der Durchsetzbarkeit der aufenthaltsbeendenden MaBnahme die Dauer von 10
Monaten nicht Uberschreiten. Wird die Schubhaft tber diesen Zeitpunkt hinaus aufrechterhalten oder nach diesem
Zeitpunkt neuerlich angeordnet, ist die Dauer der bis dahin vollzogenen Schubhaft auf die Dauer gemaf3 Absatz 2, oder
4 anzurechnen.

(5a) In den Fallen des § 76 Abs. 2 letzter Satz ist auf die Schubhaftdauer gemaR Abs. 5 auch die Dauer der auf den
Festnahmeauftrag gestiitzten Anhaltung anzurechnen, soweit sie nach Stellung des Antrags auf internationalen Schutz
gemal 8 40 Abs. 5 BFA-VG aufrechterhalten wurde. Die Anrechnung gemaR Abs. 5 letzter Satz bleibt davon
unberthrt.(5a) In den Fallen des Paragraph 76, Absatz 2, letzter Satz ist auf die Schubhaftdauer gemaR Absatz 5, auch
die Dauer der auf den Festnahmeauftrag gestitzten Anhaltung anzurechnen, soweit sie nach Stellung des Antrags auf
internationalen Schutz gemaR Paragraph 40, Absatz 5, BFA-VG aufrechterhalten wurde. Die Anrechnung gemal Absatz
5, letzter Satz bleibt davon unberuhrt.

(6) Das Bundesamt hat von Amts wegen die VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung in Schubhaft langstens alle vier
Wochen zu Uberprifen. Ist eine Beschwerde gemald 8 22a Abs. 1 Z 3 BFA-VG anhangig, hat diesfalls die amtswegige
Uberprifung zu entfallen.(6) Das Bundesamt hat von Amts wegen die VerhaltnisméaRigkeit der Anhaltung in Schubhaft
langstens alle vier Wochen zu Uberprifen. Ist eine Beschwerde gemaR Paragraph 22 a, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-VG
anhangig, hat diesfalls die amtswegige Uberpriifung zu entfallen.

(7) Das Bundesamt hat einen Fremden, der ausschlieRlich aus den Griinden des Abs. 3 oder 4 in Schubhaft anzuhalten
ist, hievon unverziglich schriftlich in Kenntnis zu setzen.(7) Das Bundesamt hat einen Fremden, der ausschlieBlich aus
den Grinden des Absatz 3, oder 4 in Schubhaft anzuhalten ist, hievon unverziglich schriftlich in Kenntnis zu setzen.

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulassig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf
zugrunde liegt und die Schubhaft unter Berucksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist
oder wenn die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-VO vorliegen. Dabei sind das 6ffentliche Interesse an
der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung seiner personlichen
Freiheit abzuwagen.Die Anhaltung in Schubhaft ist nach Mal3gabe der grundrechtlichen Garantien des Artikel 2, Absatz
eins, Ziffer 7, PersFrBVG und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zuldssig, wenn der Anordnung der
Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegt und die Schubhaft unter Berlcksichtigung der Umstande des
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jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist oder wenn die Voraussetzungen des Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-VO
vorliegen. Dabei sind das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des
Betroffenen an der Schonung seiner persénlichen Freiheit abzuwagen.

Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa durch die
Anordnung eines gelinderen Mittels nach 8 77 FPG, erreicht werden (§ 76 Abs. 1 FPG), ist die Anordnung der Schubhaft
nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VWGH 22.01.2009, ZI. 2008/21/0647). Ein Sicherungsbedarf ist in
der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren
oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (8 76 Abs. 2 FPG).Kann der
Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung
eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden (Paragraph 76, Absatz eins, FPG), ist die Anordnung
der Schubhaft nicht zuldssig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus 2012,; VwWGH 22.01.2009, ZI. 2008/21/0647). Ein
Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der
Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde
(Paragraph 76, Absatz 2, FPG).

Dabei ist es allerdings nicht erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme
bereits eingeleitet worden ist (VWGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138). Schubhaft erfordert ndmlich keine Gewissheit
dartber, dass es letztlich zu einer Abschiebung kommen kdnnte. Sie muss sich nach Lage des Falles bloR mit
ausreichender Wahrscheinlichkeit als méglich darstellen (VwGH 11.05.2017, Ro 2016/21/0021).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das blof3e Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung
zum Aufenthalt besteht, vermag fiir sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstdanden begriindet sein, etwa in mangelnder sozialer
Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
AnknUpfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann (vgl. zum Grad der sozialen Verankerung in Osterreich VWGH 11.05.2017, Ro
2016/21/0021). Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei der Priifung
des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei frihere Delinquenz das Gewicht
des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung mafRigeblich vergroRern kann (VWGH
21.12.2010, ZI.2007/21/0498).Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das bloBe Unterbleiben der Ausreise,
obwohl keine Berechtigung zum Aufenthalt besteht, vermag fir sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht
zu rechtfertigen. Vielmehr muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstanden begriindet sein, etwa in
mangelnder sozialer Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer,
sozialer oder beruflicher Anknipfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko
des Untertauchens eines Fremden, rechtfertigen kann vergleiche zum Grad der sozialen Verankerung in Osterreich
VwWGH 11.05.2017, Ro 2016/21/0021). Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in
Osterreich ist bei der Priifung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei
frihere Delinquenz das Gewicht des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung
mafgeblich vergréBern kann (VWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498).

Die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft kann nur dann gerechtfertigt sein, wenn besondere Umstande
vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen des betreffenden Fremden beflirchten lassen
(vgl. VwGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung
des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme) besonderer Umstande, die ein Untertauchen
des betreffenden Fremden schon zu diesem Zeitpunkt konkret beflrchten lassen. In einem spateren Stadium des
Asylverfahrens, insbesondere nach Vorliegen einer durchsetzbaren Rulckkehrentscheidung oder Anordnung zur
AuBerlandesbringung, kdnnen dann unter Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder
Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fur die Annahme eines Sicherungsbedarfs gentigen (vgl. VwGH 23.09.2010, ZI.
2007/21/0432 mwN).Die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft kann nur dann gerechtfertigt sein, wenn besondere
Umstande vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen des betreffenden Fremden befurchten
lassen vergleiche VwWGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem friihen Verfahrensstadium (etwa
vor Einleitung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme) besonderer Umstande, die ein
Untertauchen des betreffenden Fremden schon zu diesem Zeitpunkt konkret befiirchten lassen. In einem spateren
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Stadium des Asylverfahrens, insbesondere nach Vorliegen einer durchsetzbaren Rickkehrentscheidung oder
Anordnung zur AuBlerlandesbringung, kdnnen dann unter Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine
Vereitelung oder Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fur die Annahme eines Sicherungsbedarfs genlgen
vergleiche VWGH 23.09.2010, ZI. 2007/21/0432 mwN).

3.2. Auf Grund des durchgefuhrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich:

Die belangte Behorde hat den vorliegenden Bescheid auf§ 76 Abs. 2 Z 2 FPG gestutzt und zum Zweck der Sicherung
des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme und der Sicherung der Abschiebung
erlassen.Die belangte Behdrde hat den vorliegenden Bescheid auf Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG gestutzt und
zum Zweck der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malnahme und der Sicherung
der Abschiebung erlassen.

Der BF ist volljhrig und in Osterreich weder Asylberechtigter noch subsididr Schutzberechtigter, weshalb die
Anordnung der Schubhaft Uber den Beschwerdeflhrer grundsatzlich - bei Vorliegen der Ubrigen Voraussetzungen -
moglich ist.

Der BF ist mit einem (damals) giltigen italienischen Aufenthaltstitel zu touristischen Zwecken in das 6sterreichische
Bundesgebiet eingereist und hat dann nach der Verhdngung der Schubhaft einen Asylantrag gestellt. Sein italienischer
Aufenthaltstitel ist zwischenzeitig abgelaufen.

Der BF verflgt Gber keine Berechtigung zum Aufenthalt in Osterreich. Der BF stellte im Stande der Schubhaft am
20.05.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz. Das gegenstindliche Verfahren zur Uberpriifung der
RechtmaRigkeit der Schubhaft, kann lediglich eine Grobprifung der Motive flr eine Asylantragstellung darstellen, und
keinesfalls das Ergebnis bzw. Ausgang eines Asylverfahrens vorwegnehmen. Das Asylverfahren selbst wurde
eingeleitet, mit Bescheid vom 05.07.2022 negativ abgeschlossen, und einer etwaigen Beschwerde die aufschiebende
Wirkung aberkannt. Verfahrensgegenstandlich kann begrindet angenommen werden, dass der Antrag zur
Verzogerung der Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme gestellt wurde, zu Mal der BF auch angab,
eigentlich keinen Asylantrag stellen zu wollen, sondern lediglich nach Italien reisen zu wollen. Dieser Umstand wurde
von der belangten Behdrde auch mittels eines Aktenvermerkes dokumentiert.

Der BF verfligt im Bundesgebiet Uber keine familidren, sozialen oder beruflichen Verankerungen. Er geht keiner legalen
Erwerbstatigkeit nach und verfligt weder Gber ausreichende finanzielle Mittel noch Uber einen eigenen gesicherten
Wohnsitz. Es besteht eine rechtskraftige Rickkehrentscheidung samt Einreiseverbot.

Ein gelinderes Mittel ist unter Berlcksichtigung samtlicher Umstdnde des vorliegenden Falles, insbesondere des
Vorliegens von erheblicher Fluchtgefahr, zur Erreichung des Sicherungszwecks nicht geeignet.

Im Rahmen der VerhaltnismaRigkeitsprifung ist gemald § 76 Abs. 2a FPG auch ein allfalliges strafrechtlich relevantes
Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter BerUcksichtigung der Schwere der Straftaten
das offentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der persdnlichen Freiheit des
Fremden Uberwiegt. Der BF wurde wegen des gewerbsmaligen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften zu einer
Freiheitsstrafe vom zwolf Monaten, davon acht Monate bedingt, Probezeit 3 Jahre, rechtskraftig verurteilt. Der
Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt festgestellt, dass die Nichtbeachtung von Rechtsnormen, insbesondere, jener
dem Schutze der Gesellschaft und den Interessen einzelner, dienlicher Strafrechtsnormen im Bereich der
Suchtgiftdelikte  (vgl. VwGH  12.09.2012, 2011/23/0311; 18.10.2012,2011/23/0318), einem gedeihlichem
gesellschaftlichem Zusammenleben massiv zuwiderlduft. Nicht zuletzt wurde auf Grund einer Gefahrdungsprognose
gegen den BF ein auf die Dauer von 5 Jahre befristetes Einreiseverbot rechtskraftig erlassen.Im Rahmen der
VerhaltnismaRigkeitsprifung ist gemal Paragraph 76, Absatz 2 a, FPG auch ein allfélliges strafrechtlich relevantes
Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter BerUcksichtigung der Schwere der Straftaten
das offentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der persdnlichen Freiheit des
Fremden Uberwiegt. Der BF wurde wegen des gewerbsmaligen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften zu einer
Freiheitsstrafe vom zwolf Monaten, davon acht Monate bedingt, Probezeit 3 Jahre, rechtskraftig verurteilt. Der
Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt festgestellt, dass die Nichtbeachtung von Rechtsnormen, insbesondere, jener
dem Schutze der Gesellschaft und den Interessen einzelner, dienlicher Strafrechtsnormen im Bereich der
Suchtgiftdelikte vergleiche VwGH 12.09.2012,2011/23/0311;  18.10.2012,2011/23/0318), einem gedeihlichem
gesellschaftlichem Zusammenleben massiv zuwiderlauft. Nicht zuletzt wurde auf Grund einer Gefahrdungsprognose
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gegen den BF ein auf die Dauer von 5 Jahre befristetes Einreiseverbot rechtskraftig erlassen.

Die nunmehr noch bis zur Durchsetzbarkeit der aufenthaltsbeendenden MaBnahme in§ 80 Abs. 5 FPG grundsatzlich
vorgesehene Hochstdauer der Anhaltung in Schubhaft im AusmalR von zehn Monaten wurde zum
Entscheidungszeitpunkt nicht Gberschritten, und ist von einem rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens samt
AuBerlandesbringung in diesem Zeitraum auch auszugehen. Die nunmehr noch bis zur Durchsetzbarkeit der
aufenthaltsbeendenden Malinahme in Paragraph 80, Absatz 5, FPG grundsatzlich vorgesehene Hochstdauer der
Anhaltung in Schubhaft im Ausmal von zehn Monaten wurde zum Entscheidungszeitpunkt nicht Gberschritten, und ist
von einem rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens samt AulRerlandesbringung in diesem Zeitraum auch

auszugehen.

Auf Grund des in der mundlichen Verhandlung festgestellten Sachverhaltes erweist sich daher der Schubhaftbescheid
vom 17.05.2022, sowie die Fortsetzung der Schubhaft wegen Vorliegens von Fluchtgefahr als rechtmaRig, und wegen
Uberwiegens des 6ffentlichen Interesses an der Sicherung der Abschiebung in den Herkunftsstaat Nigeria im Vergleich

zum Recht des betroffenen Fremden auf persénliche Freiheit auch als verhaltnismaRig.

Die Entscheidung Uber die Kosten stitzt sich auf8 35 VwGVG.Die Entscheidung Uber die Kosten stutzt sich auf
Paragraph 35, VwGVG.

Dieser lautet:

.Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen AuslUbung unmittelbarer verwaltungsbehoérdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei.,Die im Verfahren tber Beschwerden wegen Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher
Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer

Aufwendungen durch die unterlegene Partei.

(2) Wenn die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fur

rechtswidrig erklart wird, dann ist der Beschwerdeflihrer die obsiegende und die Behorde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdefihrer vor der Entscheidung
durch das Verwaltungsgericht zurtickgezogen wird, dann ist die Behérde die obsiegende und der Beschwerdefuhrer

die unterlegene Partei.
(4) Als Aufwendungen gemal3 Abs. 1 gelten{4) Als Aufwendungen gemaf} Absatz eins, gelten:
1. die Kommissionsgebihren sowie die Barauslagen, fur die der Beschwerdefihrer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht

verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbetrage fir den Schriftsatz-, den Verhandlungs-

und den Vorlageaufwand.

(5) Die Hohe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw.
der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Fur den Ersatz der den Behdrden
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und

Verhandlungsaufwand der Behérden entspricht.

(6) Die 88 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Abs. 1 sinngemalR anzuwenden(6) Die

Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Absatz eins, sinngemald anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mindlichen Verhandlung

gestellt werden.”

Die HOhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen Austbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemalR Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG und Beschwerden wegen
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaR Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG als
Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in 8 1 der VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV) wie folgt
festgesetzt:Die HOhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen Ausubung
unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemal? Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG und
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Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemal3 Artikel 130,
Absatz 2, Ziffer eins, B-VG als Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in Paragraph eins, der VwG-
Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV) wie folgt festgesetzt:

"1. Ersatz des Schriftsatzaufwands des Beschwerdefuhrers als obsiegende Partei 737,60 Euro

2. Ersatz des Verhandlungsaufwands des Beschwerdefiihrers als obsiegende Partei 922,00 Euro
3. Ersatz des Vorlageaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 57,40 Euro

4. Ersatz des Schriftsatzaufwands der belangten Behorde als obsiegende Partei 368,80 Euro

5. Ersatz des Verhandlungsaufwands der belangten Behérde als obsiegende Partei 461,00 Euro

6. Ersatz des Aufwands, der fir den BeschwerdefUhrer mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens
verbunden war (Schriftsatzaufwand) 553,20 Euro

7. Ersatz des Aufwands, der fur die belangte Behérde mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens verbunden
war (Schriftsatzaufwand) 276,60 Euro."

Daher war dem BF als unterlegener Partei der zu leistende Aufwandersatz in der Gesamthdhe von 426,20 Euro

aufzuerlegen.
3.3. Zur Unzulassigkeit der Revision (Spruchpunkt B.):

Gemal 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem BVwG hervorgekommen.Die Revision gegen die gegenstandliche
Entscheidung ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen
grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren
vor dem BVwG hervorgekommen.
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